Ziele und Grundsätze der Vereinten Nationen

Alle Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen (UN) haben sich zur Einhaltung der in der Charta festgehaltenen Ziele und Prinzipien verpflichtet. Vor dem Hintergrund zweier Weltkriege sollen sie eine Zusammenarbeit der "Völker der Vereinten Nationen" sichern. 
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Die Völker der Vereinten Nationen - fest entschlossen, künftige Geschlechter vor der Geißel des Krieges zu bewahren, die zweimal zu unseren Lebzeiten unsagbares Leid über die Menschheit gebracht hat, [...] haben beschlossen, in unserem Bemühen um die Erreichung dieser Ziele zusammenzuwirken." Mit diesem Satz beginnt die Charta der Vereinten Nationen, die am 25. Juni 1945 in San Francisco von Delegierten aus 50 Ländern einstimmig verabschiedet und am 24. Oktober desselben Jahres ratifiziert wurde. 

Vor dem Hintergrund zweier Weltkriege und dem Scheitern des Völkerbundes wollten die Unterzeichner ein Staatenbündnis erschaffen, das künftige Kriege verhindert und Kooperation gewährleisten soll. Dieser Rolle sollten die UN im Laufe ihrer Geschichte nicht immer gerecht werden, wie sich während des Ost-West-Konflikts und in Somalia oder Bosnien-Herzegowina zeigte. Dennoch sind die UN die erste Organisation, welche die über 200-jährige Idee eines Staatenbundes wirkungsvoll umgesetzt hat. 

Die zentralen Ziele der Vereinten Nationen sind im ersten Kapitel der Charta aufgelistet: 

· Weltfrieden und internationale Sicherheit wahren

· friedliche Schlichtung aller Streitigkeiten

· Verzicht auf Gewaltanwendung

· Gleichheit und nationale Souveränität aller Staaten achten

· freundschaftliche Zusammenarbeit zur Friedenssicherung fördern

· internationale Zusammenarbeit fördern, um wirtschaftliche, soziale, kulturelle und humanitäre Probleme zu lösen

· Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten ungeachtet der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion

Die Charta beschreibt die Ziele und Aufgaben der Vereinten Nationen und benennt ihre Organe und Kompetenzen. Sie beinhaltet 111 Artikel in 19 Kapiteln und ist seit der Verabschiedung in vier Punkten modifiziert worden. So wurde z.B. 1965 der Sicherheitsrat von 11 auf 15 Mitglieder aufgestockt. Änderungen müssen mit Zweidrittelmehrheit der Mitglieder der Generalversammlung angenommen und von zwei Dritteln der Mitglieder der Vereinten Nationen, einschließlich aller ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats, nach Maßgabe ihres Verfassungsrechts ratifiziert werden. 

Der Verabschiedung der UN-Charta im Jahr 1945 waren lange Verhandlungen vorausgegangen. Angesichts des nahenden Zweiten Weltkrieges sprach sich Franklin Delano Roosevelt bereits 1937 für die Schaffung eines funktionierenden Staatenbundes aus. Der schon bereits 1920 gegründete Völkerbund, den die USA zwar initiiert hatten, dem sie aber nie beigetreten waren, hatte sich als Institution ohne nennenswerte Legitimation erwiesen. Mit Kriegsbeginn ließen Roosevelt und der damalige britische Premierminister Winston Churchill auch die ursprünglichen Pläne fallen, eine primär aus den USA und Großbritannien bestehende "Weltpolizei" zu errichten. Stattdessen wurden die Großmächte Russland und China mit an den Verhandlungstisch geholt, weitere Länder schlossen sich an. 

Insgesamt 26 Länder unterzeichneten am 1. Januar 1942 die "Erklärung der Vereinten Nationen", bis zum 1. März 1945 folgten weitere 21 - ehe sich im Juni 1945 insgesamt 50 Gründungsstaaten zur Verabschiedung der Charta einfanden. Heute umfasst die UN 192 Mitgliedsstaaten (Stand Januar 2011), die sich den Zielen der Kriegsvermeidung und friedvollen Kooperation verpflichtet haben.

Die zentralen Handlungsfelder der Vereinten Nationen sind eng miteinander verwoben: Friedenssicherung und Konfliktprävention, Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie Förderung der internationalen Zusammenarbeit. 
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Innerhalb des UN-Systems arbeiten die Institutionen und Organisationen in Themenfeldern, die zahlreiche Schnittmengen aufweisen. Im Themenfeld Sicherheit und Frieden engagieren sich z.B. der Sicherheitsrat und die Generalversammlung, aber auch die 2005 mit einer gemeinsamen Resolution geschaffene Kommission für Friedenskonsolidierung (PBC = Peacebuilding Commission) sowie zahlreiche weitere UN-Organe und Initiativen. Beispiele für Herausforderungen sind neben der Friedenskonsolidierung auch Abrüstung, u.a. Thema in der seit 1952 bestehenden Abrüstungskommission (UNDC = UN Disarmament Commission) oder der 1979 geschaffenen Abrüstungskonferenz (UNCD = UN Conference on Disarmament), zudem Terrorismusbekämpfung, ein Stopp des Einsatzes von Kindersoldaten, der Schutz von Kindern in bewaffneten Konflikten und viele weitere mehr. 

Im Themenfeld humanitäre Angelegenheiten arbeiten neben der Generalversammlung, dem Wirtschafts- und Sozialrat oder den Fonds und Programmen – z.B. dem Kinderhilfswerk (UNICEF = United Nations International Children's Emergency Fund) oder dem Welternährungsprogramm (WFP = World Food Programme) – zahlreiche weitere Organisationen und Initiativen. Der Minenaktionsdienst der Vereinten Nationen (UNMAS = United Nations Mine Action Service) engagiert sich zum Beispiel für die Beseitigung und Ächtung von Minen, der Hohe Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen (UNHCR = United Nations High Commissioner for Refugees) für den Schutz und die Unterstützung von Flüchtlingen. Daneben gibt es auch im Bereich der Katastrophenhilfe viele Überschneidungspunkte der einzelnen Institutionen. 

Relativ neu im Vergleich zu den anderen Handlungsfeldern ist das Themenfeld Umwelt. Während Fragen wie Umweltzerstörung, Entwicklung von Ökosystemen oder nachhaltige Entwicklung in den ersten Jahrzehnten nach UN-Gründung eher selten auf der Tagesordnung standen, haben die Vereinten Nationen seit ihrer "Konferenz über die Umwelt des Menschen" (UNCHE = United Nations Conference on the Human Environment) im Jahr 1972 ein besonderes Augenmerk auf Themen wie Klimawandel, Wüstenbildung oder auch Wasser und Zugang zu Trinkwasser gelegt, u.a. im UN-Umweltprogramm (UNEP = United Nations Environment Programme). 

Laut Auftrag der Charta verfolgen die UN insbesondere Maßnahmen im Bereich der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung. Zentrale Akteure wie die Generalversammlung oder der Wirtschafts- und Sozialrat setzen sich hier für gerechtere Chancen u.a. in den Bereichen der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung, der Gesundheit und Bildung und vielen weiteren Themen ein. Dies schließt auch Geschlechtergerechtigkeit oder Fragen zur Globalisierung und Welthandel mit ein. 

Das Menschen- und Völkerrecht ist Leitbild aller UN-Institutionen, sei es im Internationalen Gerichtshof (ICJ = International Court of Justice) als UN-Hauptorgan oder den Sonderorganisationen, Fonds und Programmen. Der 2006 geschaffene UN-Menschenrechtsrat (HRC = Human Rights Council) ist eines der aktuellsten Beispiele für das Engagement der Vereinten Nationen in diesem Bereich. Dieses Nebenorgan der UN-Generalversammlung soll die Menschenrechte weiterentwickeln und verteidigen und kann beispielsweise Beobachter entsenden, um die Menschenrechtssituation in einzelnen Ländern zu bewerten. Beispiele für das breite thematische Spektrum in diesem Themenfeld, in dem die Vereinten Nationen z.B. mit den Menschenrechtspakten international anerkannte Rechte definiert haben, sind Bekämpfung von Rassismus und Gewalt gegen Frauen oder der Schutz indigener Völker. 

Mit den Millenniumentwicklungszielen haben sich alle Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen im September 2000 auf 21 konkrete Zielvorgaben und 60 Indikatoren / Meilensteine verständigt, die erstmals konkret überprüfbar sind. Bis 2015 wollen die UN-Mitgliedsstaaten im Vergleich zur Situation von 1990: 

· extreme Armut und Hunger beseitigen (Maßstab: Halbierung der Anzahl an Menschen, die von weniger als 1,25 US-Dollar (Kaufkraftparität) pro Tag leben, und Halbierung des Anteils der Menschen, die unter Hunger leiden);

· eine Grundschulausbildung für alle Kinder gewährleisten;

· Gleichstellung und Einfluss von Frauen fördern (Meilenstein: unterschiedliche Behandlung der Geschlechter in allen (Aus-)Bildungsstufen beseitigen);

· Kindersterblichkeit senken (Meilenstein: Senkung der Sterblichkeitsrate von Kindern unter fünf Jahren um zwei Drittel);

· Müttergesundheit verbessern (Meilenstein: Die Müttersterblichkeit soll um drei Viertel sinken);

· HIV / Aids, Malaria und andere übertragbare Krankheiten bekämpfen (Meilenstein: Ausbreitung von Aids stoppen und die Krankheitsfälle mit Malaria etc. senken);

· nachhaltige Umwelt gewährleisten (Meilenstein u.a.: Senkung der Zahl von Menschen ohne Trinkwasserzugang um die Hälfte, Lebensbedingungen von mindestens 100 Millionen Slumbewohnern verbessern);

· eine globale Partnerschaft im Dienst der Entwicklung schaffen (Meilenstein u.a.: ein offenes und regelgeleitetes Handels- und Finanzsystem, verstärkte Schuldenerleichterung für arme Länder, erschwingliche Medikamente in Entwicklungsländern sowie Schaffung besserer Arbeitsbedingungen und -plätze in armen Ländern).

Kritische Beobachter resümieren jedoch, dass sowohl die Industrie- als auch die Entwicklungsländer zu wenig getan hätten, um die Ziele bis 2015 umzusetzen und dass es nur geringe Fortschritte gebe. Befürworter argumentieren, dass die Ziele mit verstärkten Anstrengungen noch umgesetzt werden könnten.

Sicherheitsrat der Vereinten Nationen

Nach Artikel 24 der UN-Charta trägt der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen in New York die Hauptverantwortung für die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit. Seine Beschlüsse sind für alle UN-Mitgliedsstaaten bindend. 
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Stellt der Sicherheitsrat eine Bedrohung der internationalen Sicherheit, einen Friedensbruch oder eine Angriffshandlung fest, verfügt er über eine ganze Bandbreite an möglichen Reaktionen. In der Regel fordert er die Konfliktparteien zunächst auf, sich friedlich zu einigen. Der Sicherheitsrat kann jedoch auch eigene Untersuchungen anstellen, vermitteln oder Bedingungen für eine Beilegung von Konflikten aufstellen – z.B. ein Waffenstillstandsabkommen ausarbeiten. Weiter reichende Maßnahmen, die in die Souveränität von Staaten eingreifen, sind beispielsweise nicht-militärische Sanktionen wie eine Unterbrechung der Handels- und Verkehrswege oder Kommunikationsverbindungen. Möglich sind auch militärische Maßnahmen wie Seeblockaden, Luftschläge bzw. die Entsendung von Bodentruppen oder Beobachtern. 

Mit Beitritt zu den Vereinten Nationen verpflichten sich Staaten, Beschlüsse des Sicherheitsrates umzusetzen. In der Praxis ist der Sicherheitsrat jedoch auch auf ein hohes Maß an freiwilliger Unterstützung angewiesen. So verfügt er, anders als ursprünglich in der UN-Charta vorgesehen, beispielsweise nicht über eigene Soldaten. Truppen müssen von den Mitgliedsstaaten zur Verfügung gestellt werden. 

Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat 15 Mitglieder, darunter fünf ständige und zehn nicht ständige. Die ständigen Mitglieder (Großbritannien, Frankreich, Russland, China und USA) gehören dem Gremium dauerhaft an und haben als Siegermächte des Zweiten Weltkriegs (bzw. deren Nachfolger) mit dem so genannten Vetorecht besondere Kompetenzen: Jeder dieser Staaten kann allein Beschlüsse des Sicherheitsrates verhindern. Laut UN-Charta benötigen Beschlüsse des Sicherheitsrates zu Verfahrensfragen eine Mehrheit von neun Stimmen, wobei sich die ständigen Mitglieder auch enthalten dürfen. Als Verfahrensfragen gelten u.a. Beschlüsse zur Tagesordnung und Sitzungsablauf oder die Einladung zur Sitzungsteilnahme. Beschlüsse zu allen sonstigen Fragen benötigen ebenfalls eine Mehrheit von neun Stimmen, darunter allerdings auch die Stimmen aller ständigen Mitglieder. In der Praxis hat sich aus dieser Regelung ein komplexes System von Verhandlungen und Abstimmungsprozessen ergeben, da die so genannten "Vetomächte" ihr Stimmrecht insbesondere während des Ost-West-Konfliktes zur gegenseitigen Blockade von Entscheidungen eingesetzt hatten. 

Die nicht ständigen Mitglieder werden von der Generalversammlung der Vereinten Nationen für je zwei Jahre nach einem informellen regionalen Schlüssel aus dem Kreis der UN-Mitgliedstaaten gewählt. Drei Sitze entfallen auf afrikanische Staaten – je zwei auf Staaten aus Asien, Lateinamerika sowie Europa (inkl. den übrigen Staaten der Welt) sowie einer auf Länder aus Osteuropa. 

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen nimmt an den Sitzungen des Sicherheitsrates teil, hat jedoch kein Stimmrecht. Der Sicherheitsrat schlägt auch Kandidaten für das Amt des Generalsekretärs vor, der dann von der Generalversammlung ernannt wird. 

Die Zusammensetzung des Sicherheitsrates ist ein zentraler Kritikpunkt an den Vereinten Nationen. So argumentiert beispielsweise die Bundesregierung, dass die ständigen Mitglieder noch heute das Mächteverhältnis nach Ende des Zweiten Weltkriegs widerspiegelten, welches nicht mehr repräsentativ für die heutige Weltordnung sei. Deutschland macht sich daher für eine Reform des Sicherheitsrates und einen ständigen Sitz für die Europäische Union in diesem Gremium stark.

Generalsekretär der Vereinten Nationen

Die Rolle des UN-Generalsekretärs lässt sich als eine Mischung aus Diplomat, Anwalt und Beamter beschreiben. Er ist verantwortlich für die Verwaltung der UN und repräsentiert sie nach außen. 
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Als Chef des UN-Sekretariates mit weltweit rund 44.000 Mitarbeitern (Stand Januar 2011) koordiniert der Generalsekretär die tägliche Arbeit der Vereinten Nationen, stellt den Haushaltsplan auf, nimmt an Sitzungen der UN-Hauptorgane teil (mit Ausnahme des internationalen Gerichtshofs), erstattet diesen Bericht über die Arbeit der UN und unterstützt die Hauptorgane bei ihrer Arbeit – z.B. durch Studien oder Erledigung anderer ihm zugewiesener Aufgaben. 

Neben diesen Funktionen aus dem Bereich der Verwaltung hat der Generalsekretär als Repräsentant der Vereinten Nationen auch politischen Einfluss. Nach Artikel 99 der UN-Charta kann der Generalsekretär den Sicherheitsrat auf friedensgefährdende Angelegenheiten aufmerksam machen und so die Tagesordnung der Vereinten Nationen maßgeblich mitbestimmen. Als diplomatischer Vermittler in Konflikten kann der Generalsekretär auch Friedenspläne aufstellen oder vor Ort versuchen, die Konfliktparteien zu einer Einigung zu bewegen. Eine zunehmend wichtige Rolle spielen dabei auch die vom Generalsekretär ernannten Sonderbeauftragten. Die meisten Sonderbeauftragten leiten als Vertreter des Generalsekretärs vor Ort Friedensoperationen, koordinieren die lokale Arbeit der UN oder führen eine Übergangsverwaltung. 

UN-Generalsekretäre nutzen ihr Amt auch mit unterschiedlichen Schwerpunkten, um anwaltschaftlich z.B. auf Probleme schwächerer Gruppen oder Staaten aufmerksam zu machen. 

Ernannt wird der UN-Generalsekretär auf Vorschlag des Sicherheitsrates für fünf Jahre von der Generalversammlung. Eine Wiederwahl ist möglich. Die Mehrheit der bisherigen Generalsekretäre kandidierte für eine zweite Amtszeit und wurde in ihrem Amt bestätigt. Bei der Auswahl von Kandidaten wird informell darauf geachtet, dass die wechselnden Amtsinhaber aus allen Kontinenten und geographischen Regionen der Erde stammen. 

Der UN-Generalsekretär ist ausdrücklich nur den Vereinten Nationen verpflichtet, um eine Beeinflussung durch einzelne Mitgliedsstaaten auszuschließen. Er benötigt jedoch auch diplomatisches Geschick, da er für die Umsetzung seiner Ziele auf die Unterstützung der UN-Mitgliedsstaaten angewiesen ist und häufig widerstreitende Interessen berücksichtigen muss. Erfolg und Misserfolg bei der Arbeit des Generalsekretärs hängen daher auch eng von der Persönlichkeit, dem Charisma sowie dem Durchsetzungsvermögen der Person ab. 

Seit 2007 wird der UN-Generalsekretär von einem Stellvertreter unterstützt, der ihn während seiner Abwesenheit am UN-Sitz in New York vertritt. 

Internationale Gerichtsbarkeit

Die Vereinten Nationen haben sich seit ihrer Gründung 1945 mit der Weiterentwicklung des Völkerrechts befasst. Ergebnisse dieser Arbeit sind auch neue Organe und Verfahren der internationalen Gerichtsbarkeit. 
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Hauptrechtsprechungsorgan der Vereinten Nationen ist der Internationale Gerichtshof mit Sitz in Den Haag. Er ist zuständig für Streitfälle zwischen Staaten, verfasst im Auftrag des Sicherheitsrats bzw. der Generalversammlung Rechtsgutachten und entwickelt durch seine Kommentare zu speziellen Fragen das Völkerrecht weiter. Auch UN-Sonderorganisationen können um Rechtsgutachten ersuchen, in diesem Fall ist jedoch die Zustimmung der Generalversammlung erforderlich. 

Die 15 unabhängigen Richter aus 15 Ländern werden für je neun Jahre von der Generalversammlung und dem Sicherheitsrat gewählt. Klagen oder verklagt werden können jeweils nur Staaten, die sich dem Internationalen Gerichtshof unterworfen haben. Nicht alle UN-Mitglieder unterliegen also automatisch der Rechtsprechung des Internationalen Gerichtshofs. Gleichzeitig können auch Staaten, die nicht UN-Mitglied sind, das Statut des Internationalen Gerichtshofs anerkennen und erlangen so ebenfalls Zugang zum Gericht. 

Errichtet wurde der heutige Internationale Gerichtshof 1946 auf Basis der UN-Charta von 1945. Die Wurzeln der jetzigen Organisation reichen jedoch zurück bis zur Haager Friedenskonferenz 1899 bzw. zum Ständigen Internationalen Gerichtshof, der 1922 im Zuge des Völkerbunds geschaffen wurde. 

Im Vergleich zum Internationalen Gerichtshof ist der Internationale Strafgerichtshof, ebenfalls mit Sitz in Den Haag, ein junges Organ der internationalen Gerichtsbarkeit. Seine Richter urteilen seit 2003 über natürliche Personen – also nicht über Staaten oder Organisationen – und auch nur bei schweren Delikten des Völkerstrafrechts wie Kriegsverbrechen, Völkermord und Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Der Internationale Strafgerichtshof soll nationale Gerichte nicht ersetzen. Daher wird er im Sinne der Komplementarität nur tätig, wenn die Justiz aus dem Heimatland des mutmaßlichen Täters bzw. am Ort des mutmaßlichen Verbrechens zu einer Strafverfolgung nicht willens oder in der Lage ist – und wenn die jeweiligen Staaten den Internationalen Strafgerichtshof anerkannt haben. Grundlage des Internationalen Strafgerichtshofs ist das 1998 verabschiedete Römische Statut. Dieser internationale Vertrag trat 2002 in Kraft und wurde auf Initiative der UN-Generalversammlung und der UN-Völkerrechtskommission ausgehandelt. 

Um die Völkerrechtsverstöße im ehemaligen Jugoslawien und Ruanda zu ahnden, initiierte der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 1993 bzw. 1994 internationale Strafgerichte. Diese UN-Sonderorganisationen wurden auf Grundlage von Resolutionen des Sicherheitsrates errichtet. 

Ein weiteres Beispiele für internationale Gerichtsbarkeit unter Beteiligung der Vereinten Nationen ist der Internationale Seegerichtshof mit Sitz in Hamburg, der von den Vertragsstaaten auf Basis des UN-Seerechtsübereinkommens errichtet wurde. Seine Aufgabe ist es, bei Streitigkeiten über die Auslegung und Anwendung des Seerechtsübereinkommens zu entscheiden. 

Deutschland in den Vereinten Nationen

Die Bundesrepublik Deutschland ist 1973 den Vereinten Nationen beigetreten und ist heute als drittgrößter Beitragszahler der UN in wichtigen Gremien vertreten. 
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Am 18. September 1973 wurde die Bundesrepublik Deutschland – wie auch die damalige DDR – Vollmitglied in den Vereinten Nationen. Seit diesem Zeitpunkt verfügt Deutschland über die gleichen Rechte und Pflichten wie alle Mitgliedsstaaten, beteiligte sich mit Blick auf die eingeschränkte Souveränität durch den Besatzungsstatus zunächst aber nicht mit Truppen an Friedensmissionen. Heute stellt Deutschland militärische, polizeiliche und zivile Kräfte für UN-Friedensmissionen oder Einsätze unter UN-Mandat. Im Jahr 2010 umfassten diese Einsätze rund 110.000 Personen, u.a. im Libanon, Sudan, Kosovo oder in Afghanistan. Auslandseinsätze der Bundeswehr unterliegen einem Parlamentsvorbehalt, also einer Zustimmung des Bundestages. Bei den finanziellen Beiträgen für Friedensmissionen leistete Deutschland im Jahr 2010 den viertgrößten Anteil. 

Federführend in der deutschen Außenpolitik ist die Bundesregierung. Bundeskanzler und Bundesaußenminister legen die Leitlinien für die Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen fest. Auch zahlreiche nichtstaatliche Organisationen sind in das UN-System eingebunden. Im Wirtschafts- und Sozialrat, in den die Bundesrepublik zuletzt von 2009 bis 2011 gewählt wurde, haben diese einen Beraterstatus und sind auch in weiteren Organisationen vertreten. Als Vollmitglied der Vereinten Nationen hat Deutschland sich wie alle weiteren Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, Entscheidungen des Sicherheitsrates umzusetzen. Für den Zeitraum von 2011 bis 2012 wurde die Bundesrepublik von der Generalversammlung für einen nichtständigen Sitz in den Sicherheitsrat gewählt und entscheidet im mächtigsten Gremium der Vereinten Nationen mit. 

Wie alle UN-Mitgliedstaaten verfügt Deutschland über eine Stimme in der Generalversammlung der Vereinten Nationen. Die Bundesrepublik engagiert sich auch finanziell in den UN-Sonderorganisationen, Fonds und Programmen. 

2008 hat die Bundesrepublik in einer so genannten Unterwerfungserklärung die obligatorische Zuständigkeit des Internationalen Gerichtshofs anerkannt. Damit kann Deutschland bei Streitfällen zwischen Staaten vor diesem klagen bzw. verklagt werden – vorausgesetzt, der weitere beteiligte Staat hat den Gerichtshof ebenfalls anerkannt. Da Deutschland sich 1945 mit den Gründungsmitgliedern der Vereinten Nationen im Kriegszustand befand, verankerten diese eine sogenannte Feindstaatenklausel in der Charta. Diese wurde durch eine Resolution der Generalversammlung 1994, nach der Wiedervereinigung Deutschlands, für obsolet erklärt. 

Derzeit strebt die Bundesregierung eine umfassende Reform des Sicherheitsrates an. Im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und FDP wird außerdem ein ständiger Sitz für die Europäische Union in diesem Gremium gefordert. Weitere zentrale Themenfelder für deutsche Politik innerhalb der Vereinten Nationen sind Klimaschutz und Menschenrechte. 

